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Liebe Mandanten, 

wir freuen uns Ihnen heute die erste Ausgabe für das Jahr 2023 

unseres Mandantenrundschreibens mit den neusten Tipps und 

Änderungen im Steuerrecht zusenden zu dürfen. 

 

Sollten Sie unsere Informationen zukünftig lieber per E-Mail erhalten 

wollen oder einen Termin für ein persönliches Beratungsgespräch 

wünschen, rufen Sie uns unter der 09971 / 85190 an oder schreiben 

Sie uns eine Mail an cham@jgp.de. 

 

 

Mit den besten Grüßen 

Ihre Sozietät Jürgen Geiling & Partner  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Arbeitszimmer für Partner einer nichtehelichen Lebensgemeinschaft 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Nach der bisherigen Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs gilt bei Ehegatten 

hinsichtlich der Nutzung des Arbeitszimmers nur durch einen der beiden 

Beteiligten folgender Grundsatz: nutzt ein Steuerpflichtiger ein Arbeitszimmer, 

das sich in einer Wohnung befindet, die von mehreren Personen angemietet 

wurde, kann der Steuerpflichtige grundsätzlich die anteiligen, auf das 

Arbeitszimmer entfallenden Kosten dennoch in voller Höhe ansetzen (sofern er 

die anteiligen Aufwendungen mindestens auch selbst in der Höhe getragen hat).  

 

Nach diesem Grundsatz hat das Finanzgericht (FG) ein Urteil gefällt. Ein 

Steuerpflichtiger lebte zusammen mit seiner Partnerin in einem Einfamilienhaus. 

Beide hatten in diesem ein eigenes Arbeitszimmer. Beim Kläger handelte es sich 

bei dem Arbeitszimmer um den Mittelpunkt der beruflichen Tätigkeit. Bei der 
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Einkommensteuerveranlagung machte der Steuerpflichtige sämtliche Kosten 

geltend, die mit dem Arbeitszimmer in Zusammenhang standen. Das Finanzamt 

erkannte diese nur hälftig an, da die Aufwendungen beiden Bewohnern des 

Hauses entstanden seien. 

 

Da sich der Steuerpflichtige in der Höhe der angegebenen Werbungskosten an 

den Kosten des gemeinsamen Hausstandes beteiligt hat, sind diese laut FG auch 

steuerlich zu berücksichtigen.  

 

Das Gericht hat die Revision zugelassen, da bislang keine höchstrichterliche 

Entscheidung über die Höhe des Werbungskostenabzugs bei einer 

nichtehelichen Lebensgemeinschaft vorliegt. 

 

FG Düsseldorf, Urt. v. 9.9.2022 – 3 K 2483/20 E 

(DW20230104) 

 

Widerruf der Option zur 
Umsatzsteuerpflicht  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Das Umsatzsteuergesetz ordnet ausgeführte 

steuerbare Umsätze in steuerpflichtig oder 

steuerfrei ein. In der Regel kann diese Einordnung 

nicht umgangen werden. Trotzdem gibt es vom 

Gesetzgeber vorgesehene Umsätze, die 

normalerweise steuerfrei sind, aber unter 

bestimmten Voraussetzungen der Steuerpflicht 

zugeordnet werden können. Dazu gehören unter 

anderem Grundstücksveräußerungen, die mit der 

Umsatzsteueroption steuerpflichtig sind.  

 

Ein Urteil des Bundesfinanzhofs (BFH) hat dazu 

geführt, dass ein Widerruf des Verzichts auf die 

Steuerbefreiung möglich ist. Eine Steuerpflichtige 

veräußerte ihr Grundstück und verzichtete dabei auf 

die Anwendung der Option. Als die Käuferin einige 

Zeit später einen Teil des erworbenen Grundstücks 

weiterverkaufen wollte, machte sie vorher in 

Absprache mit der Veräußerin die Steuerbefreiung 

rückgängig und optierte stattdessen. Als das 

Finanzamt davon Kenntnis erlangte, erkannte es 

den Widerruf nicht an. Ein nachträglicher Widerruf 

des Verzichts zur Option sei nicht möglich. 

 

Letztendlich entschied der BFH jedoch, dass ein 

solcher Widerruf unter Umständen doch möglich 

sein kann. Grundsätzlich wird die Anwendung der 

Option bzw. der Verzicht bei Grundstücksverkäufen 

in dem maßgeblichen Kaufvertrag oder einem 

zusätzlichen notariellen Vertrag festgehalten. Der 

Widerruf des Verzichts auf die Steuerbefreiung kann 

allerdings außerhalb dieser notariellen Urkunde 

erfolgen. Er ist möglich, solange die 

Steuerfestsetzung für das Jahr der 

Leistungserbringung noch anfechtbar oder noch 

nach § 164 AO änderbar ist. 

 

BFH, Beschl. v. 2.7.2021 - XI R 22/19 

AKR20220305 (DW20220513) 

 

Beitragsbemessungsgrenzen, Sachbezugswerte und 
Künstlersozialabgabe für 2023 
Mit den neuen Rechengrößen in der 

Sozialversicherung werden die für das 

Versicherungsrecht sowie für das Beitrags- und 

Leistungsrecht in der Sozialversicherung 

maßgebenden Grenzen bestimmt. Für das Jahr 2023 

gelten folgende Rechengrößen: 

 

• Arbeitnehmer sind nicht gesetzlich 

krankenversicherungspflichtig, wenn sie im 

Jahr mehr als 66.600 € bzw. im Monat mehr als 

5.550 € verdienen. 

• Die Kranken- und Pflegeversicherungs-

beiträge werden von jährlich höchstens 59.850 

€ bzw. von monatlich höchstens 4.987,50 € 

berechnet. 

• Die Bemessungsgrenze für die Renten- und 

Arbeitslosenversicherung beträgt 87.600 € in 

den alten Bundesländern (aBL) bzw. 85.200 € in 

den neuen Bundesländern (nBL) im Jahr. Die 

Renten- und Arbeitslosenversicherungsbeiträge 

werden von höchstens 7.300 € (aBL) bzw. 7.100 

€ (nBL) monatlich berechnet. 

• Die Bezugsgröße in der Sozialversicherung ist 

auf 3.395 € (aBL) bzw. 3.290 € (nBL) monatlich, 

also 40.740 € (aBL) bzw. 39.480 € (nBL) jährlich 

festgelegt. 

• Die Geringfügigkeitsgrenze liegt seit dem 

1.10.2022 bei 520 € monatlich. 

 

Der allgemeine Beitragssatz für die 

Krankenversicherung beträgt weiterhin 14,6 % (zzgl. 

individuellem Zusatzbeitrag je nach Krankenkasse). 

Auch der Rentenversicherungsbeitragssatz bleibt bei 

18,6 %, der Beitragssatz für die 

Arbeitslosenversicherung liegt bei 2,6 %.  

Der Beitragssatz zur Pflegeversicherung für 

Kinderlose, die das 23. Lebensjahr bereits 

vollendet haben, beträgt weiterhin 3,4 %. Der 

Beitragszuschlag für Kinderlose, den der 

Arbeitnehmer weiterhin allein trägt, bleibt bei 0,35 

% bestehen. Kinderlose Versicherte tragen seit 

2022 (1,525 % + 0,35 % =) 1,875 %, die Arbeit-

geber weiterhin 1,525 %.  

 

Beiträge zur Kranken-, Pflege-, Renten- und 

Arbeitslosenversicherung sind – wie auch der Zu-

satzbeitrag, wenn die Krankenversicherungen 

einen solchen erheben – seit dem 1.1.2019 wieder 

je zur Hälfte von Arbeitgebern und Beschäftigten zu 

tragen (Ausnahmen gelten für das Bundesland 

Sachsen: Hier trägt der Arbeitnehmer 2,025 % und 

der Arbeitgeber 1,025 % des Beitrags zur 

Pflegeversicherung).  

• Sachbezugswerte: Der Wert für Verpflegung 

erhöht sich ab 2023 von 270 € auf 288 € 

monatlich. Demnach sind für vergünstigte oder 

unentgeltliche Mahlzeiten 2 € für ein Frühstück 

und 3,80 € für ein Mittag- oder Abendessen 

pro Kalendertag anzusetzen. Der Wert für die 

Unterkunft erhöht sich von 241 € auf 265 €. Bei 

einer freien Wohnung gilt grundsätzlich der 

ortsübliche Mietpreis. Besonderheiten gelten 

für die Aufnahme im Arbeitgeberhaushalt bzw. 

für Jugendliche und Auszubildende und bei 

Belegung der Unterkunft mit mehreren 

Beschäftigten. 

• Künstlersozialabgabe: Die Künstler-

sozialabgabe wird als Umlage erhoben. 

Nachdem für 2022 keine Anpassung erfolgte, 

erhöht sich der Beitrag für 2023 nun auf 5 %. 

Eigener Beitrag Ernst Röbke Verlag 

(DW20230101) 
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Anrechnung von Einkünften bei Unterhaltsaufwendungen 

Wenn ein Steuerpflichtiger Unterhaltszahlungen an 

eine ihm gegenüber unterhaltsverpflichtete Person 

zahlt, können diese Zahlungen bis zu einem 

bestimmten Höchstbetrag (2022 = 10.347 €) 

steuermindernd geltend gemacht werden. Zu dem 

Höchstbetrag können noch übernommene Beiträge 

zur gesetzlichen Kranken- und Pflegeversicherung 

gerechnet werden, soweit diese nicht bereits beim 

Empfänger als Sonderausgaben berücksichtigt 

wurden. Grundvoraussetzung für den Ansatz der 

Unterhaltsleistungen ist aber, dass weder der 

Steuerpflichtige noch eine andere Person Anspruch 

auf Kindergeld oder den Kinderfreibetrag für den 

Unterhaltsempfänger hat und dieser zudem kein oder 

nur geringes Vermögen besitzt.  

 

In Anlehnung an diese Thematik wurde durch den 

Bundesfinanzhof ein Urteil erlassen, das sich mit den 

anrechenbaren Einkünften und Bezügen des 

Unterhaltsempfängers beschäftigt. Bei der 

Einkommensteuerveranlagung eines Ehepaares, 

welches Unterhalt an ihre studierende Tochter zahlt, 

hatte das zuständige Finanzamt die Einkünfte der 

Tochter berechnet. Diese erzielte einen Verlust aus 

nichtselbstständiger Tätigkeit und erhielt dazu noch 

BAföG. Das Finanzamt kürzte die 

Unterhaltsleistungen der Eltern um den BAföG-

Betrag. 

 

Bei den anrechenbaren Einkünften, die den 

Unterhaltsleistungen entgegen gerechnet werden 

dürfen, handelt es sich um die nach 

einkommensteuerrechtlichen Vorschriften zu 

ermittelnden Einkünfte. Grundsätzlich dürften 

mehrere Einkunftsarten für die Einkünfteermittlung 

miteinander verrechnet werden, 

Ausbildungszuschüsse werden dagegen voll auf die 

Unterhaltsleistungen angerechnet und dürfen nicht 

mit den Einkünften saldiert werden. Die 

Ausbildungshilfe ist als selbstständiger 

Minderungsposten neben den anderen Einkünften 

und Bezügen des Unterhaltsempfängers anzusehen. 

 

 

 

 

BFH, Urt. v. 8.6.2022 – VI R 45/20 

(DW20230102) 

 

 

Taxi ist kein öffentliches Verkehrsmittel für den Werbungskostenabzug 

Arbeitnehmer können bei der 

Einkommensteuerveranlagung ihre Aufwendungen 

für die Fahrten zur Arbeit steuermindernd ansetzen, 

indem sie von der Entfernungspauschale Gebrauch 

machen. Damit sind alle Kosten, die dem 

Arbeitnehmer für die Fahrten zwischen erster 

Tätigkeits-stätte und Wohnsitz entstehen, 

abgegolten.  

 

Mit welchen Verkehrsmitteln der Arbeitnehmer diese 

Wege bestreitet, ist für die steuerliche Anerkennung 

der Entfernungspauschale unerheblich. Der 

Gesetzgeber hat jedoch vorgesehen, dass 

Arbeitnehmer, die öffentliche Verkehrsmittel für den 

Arbeitsweg nutzen, die Kosten dafür angeben 

können, wenn diese die Entfernungspauschale 

übersteigen. Bei der Veranlagung sind die 

tatsächlichen Kosten nachzuweisen. 

 

Der Bundesfinanzhof entschied kürzlich, dass ein im 

Gelegenheitsverkehr genutztes Taxi nicht zu den 

öffentlichen Verkehrsmitteln im Sinne der 

Vorschriften über die Fahrten zwischen Wohnung 

und erster Tätigkeitsstätte gehört. Aufwendungen für 

die Fahrtwege mit einem Taxi zur ersten 

Tätigkeitsstätte können daher lediglich in Höhe der 

Entfernungspauschale in Ansatz gebracht werden. 

 

 

 

 

BFH, Urt. v. 9.6.2022 – VI R 26/20 

(DW20230105)

 

 

Unternehmereigenschaft beim Internethandel (hier: ebay) 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Nach den Vorgaben des Umsatzsteuergesetzes ist 

ein Steuerpflichtiger Unternehmer, wenn er eine 

gewerbliche oder berufliche Tätigkeit selbstständig 

ausübt. Gewerblich oder beruflich ist jede nachhaltige 

Tätigkeit zur Erzielung von Einnahmen, auch wenn 

die Absicht, Gewinne zu erzielen, fehlt.  

 

Der Bundesfinanzhof (BFH) veröffentlichte ein Urteil 

in dem er beurteilte, ob bei einer Steuerpflichtigen mit 

Internethandel die Unternehmereigenschaft vorliegt 

oder ob es sich um Liebhaberei handelt. Die 

Steuerpflichtige kaufte Gegenstände aus 

Haushaltsauflösungen an und versteigerte diese 

anschließend über ebay. Steuererklärungen mit 

Angaben zu den Internetverkäufen reichte sie nicht 

ein. Das Finanzamt beurteilte die Geschäfte als 

unternehmerische Handlungen und erließ für 

mehrere Jahre entsprechende 

Schätzungsbescheide. 

 

Auch der BFH ordnete die Internetverkäufe als 

unternehmerische Tätigkeit ein. Bei jährlich 

mehreren hundert Auktionen über einen Zeitraum 

von mehreren Jahren kann nicht mehr davon 

ausgegangen werden, dass die Veräußerin den 

Handel als Hobby betreibt. Die Tätigkeit wird unter 

Berücksichtigung der allgemeinen 

Verkehrsanschauung nachhaltig betrieben. 

Unerheblich ist dabei, ob die Verkäuferin einen 

privaten oder gewerblichen Zugang zu dem Portal 

besitzt. Der BFH merkte in dem Zusammenhang 

auch noch an, dass die Gegenleistung in Entgelt und 

Steuerbetrag aufzuteilen ist und ein Verstoß gegen 

die gesetzlich vorgegebene Aufzeichnungspflicht 

nicht automatisch zur Versagung der 

Differenzbesteuerung führt. 

 

 

 

BFH, Urt. v. 12.5.2022 – V R 19/20 

(DW20230108)

 

 

Aufbewahrungsfristen 

Die Aufbewahrungsfrist beginnt mit dem Schluss des 

Kalenderjahres, in dem die letzte Eintragung in das 

Buch gemacht, das Inventar, die Eröffnungsbilanz, 

der Jahresabschluss oder der Lagebericht 

aufgestellt, der Handels- oder Geschäftsbrief 

empfangen oder abgesandt worden oder der 

Buchungsbeleg entstanden ist. Im Einzelnen können 

nachfolgend aufgezeigte Unterlagen nach dem 

31.12.2022 vernichtet werden:  

 

Aufbewahrungsfrist 10 Jahre*: 

Bücher, Inventare, Bilanzen, Rechnungen und 

Buchungsbelege (Offene-Posten-Buchführung) – d. 

h. Bücher mit Eintragung vor dem 1.1.2013, Bilanzen 
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und Inventare, die vor dem 1.1.2013 aufgestellt sind 

sowie Belege mit Buchfunktion. 

 

Aufbewahrungsfrist 6 Jahre*: 

Empfangene Handels- und Geschäftsbriefe sowie 

Kopien von abgesandten Handels- und 

Geschäftsbriefen, sonstige Unterlagen – d. h. 

Unterlagen und Lohnkonten, die vor dem 1.1.2017 

entstanden sind. 

 

*Dies gilt nicht, soweit Bescheide noch nicht 

endgültig und soweit Rechtsbehelfs- oder 

Klageverfahren anhängig sind. 

 

Bitte beachten Sie! Auch Privatpersonen sind 

verpflichtet, Rechnungen und Belege über steuer-

pflichtige Leistungen 2 Jahre lang aufzubewahren. 

Das gilt für Steuerpflichtige, die handwerkliche 

Arbeiten im Haus und am Grundstück – wie z. B. 

bauliche und planerische Leistungen so-wie 

Reinigungs-, Instandhaltungs- oder Gartenarbeiten – 

beauftragt haben. Steuerpflichtige, bei denen die 

positiven Überschusseinkünfte mehr als 500.000 € 

betragen, müssen die Aufzeichnungen und 

Unterlagen über die den Überschusseinkünften 

zugrunde liegenden Einnahmen und 

Werbungskosten 6 Jahre aufbewahren. 

 

 

 

Eigener Beitrag, Ernst Röbke Verlag 

(JR2022/2023)

 

 

Unentgeltliche Überlassung von Wohnraum kann zu privatem Veräußerungsgeschäft führen 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Private Veräußerungsgeschäfte sind durch den 

Veräußerer im Rahmen der Einkommensteuer-

veranlagung zu versteuern. Diese Geschäfte 

entstehen, wenn ein Objekt erst gekauft und 

vermietet wird und anschließend innerhalb von zehn 

Jahren nach dem Anschaffungszeitpunkt wieder 

veräußert wird.  

 

Bei einem Verkauf des Objekts innerhalb von zehn 

Jahren nach Anschaffung entsteht allerdings keine 

Steuerpflicht, wenn dieses im Zeitraum zwischen 

Anschaffung oder Fertigstellung und Veräußerung 

ausschließlich zu eigenen Wohnzwecken (1. 

Alternative) oder im Jahr der Veräußerung und in den 

beiden vorangegangenen Jahren zu eigenen 

Wohnzwecken (2. Alternative) genutzt wurde. 

 

Ein Ehepaar erwarb ein bebautes Objekt und 

überließ dieses ihren drei Kindern, die dort während 

ihrer Studienzeit lebten. Nachdem die Kinder ihr 

Studium beendet hatten, wurde das Objekt wieder 

veräußert. Ein steuerpflichtiger Veräußerungsgewinn 

wurde nicht angegeben, da die Steuerpflichtigen der 

Auffassung waren, dass die Befreiungsvorschrift 

greifen würde. Eine Eigennutzung würde auch dann 

vorliegen, wenn ein Kind, für das der Steuerpflichtige 

einen Anspruch auf Kindergeld hat, in dem Objekt 

wohnt. 

 

Der Bundesfinanzhof (BFH) entschied jedoch, dass 

eine Wohnung, die der Steuerpflichtige unentgeltlich 

an (leibliche) Kinder überlässt, die im maßgeblichen 

Zeitraum der zehn Jahre keinen Anspruch (mehr) auf 

Kindergeld haben, die Wohnung nicht zu „eigenen 

Wohnzwecken“ genutzt wird. Der 

Kindergeldanspruch lief in diesem Fall während des 

Studiums aus. Damit ist laut BFH eine Überlassung 

an Dritte gegeben, die steuerlich nicht begünstigt 

wird. Es ist damit von einer steuerpflichtigen 

Veräußerung auszugehen. 

 

 

BFH, Urt. v. 24.5.2022 – IX R 28/21 

(DW20230203)

 

 

Jahressteuergesetz ist beschlossen 

Nach der Verabschiedung des Jahressteuergesetzes 

durch den Bundestag folgte die Zustimmung des 

Bundesrats am 16.12.2022. Nach der Verkündung im 

Bundesgesetzblatt stehen die steuerlichen 

Änderungen für 2023 und teilweise auch rückwirkend 

für 2022 fest. Von einigen geplanten Änderungen 

berichteten wir bereits im Oktober und Dezember. 

Aus diesem Grund werden nachfolgend nur die 

Änderungen aufgezeigt, die sich von den Entwürfen 

unterscheiden: 

 

Gebäude-Abschreibung: 

Steuerpflichtige hatten bislang die Möglichkeit eine 

verminderte Abschreibungsdauer für ihre Gebäude 

geltend zu machen, wenn sie eine kürzere 

Nutzungsdauer nachweisen konnten. Der erste 

Entwurf sah eine Streichung dieser Regelung vor, 

nun bleibt die Möglichkeit aber doch wie bisher 

bestehen. 

 

Die Erhöhung des linearen AfA-Satzes von 2 % auf 3 

% sollte ursprünglich Gebäude betreffen, die nach 

dem 30.6.2023 fertig gestellt werden, gilt nun aber 

schon für Gebäude, deren Fertigstellung nach dem 

1.1.2023 erfolgt. 

 

Grundrentenzuschlag: 

Rückwirkend zum 1.1.2021 wird derjenige 

Rentenbetrag steuerfrei gestellt, welcher aufgrund 

des Grundrentenzuschlags geleistet wird. Die 

betroffenen Steuerpflichtigen erhalten den 

Grundrentenzuschlag dadurch ungekürzt und haben 

somit mehr Geld für die Bestreitung ihres Lebens-

unterhalts zur Verfügung. 

 

Werbungskosten-Pauschbetrag: 

Der Werbungskosten- oder Arbeitnehmer-

pauschbetrag erhöht sich ab 2023 pro Veranlagungs-

zeitraum auf 1.230 €. 

 

Entlastungsbetrag für Alleinerziehende: 

Der Entlastungsbetrag für Alleinerziehende wird um 

252 € auf insgesamt 4.260 € angehoben. 

 

Häusliches Arbeitszimmer: 

Ist das Arbeitszimmer nicht der Mittelpunkt der 

gesamten beruflichen Tätigkeit, wird der 

Höchstbetrag ab 2023 zu einem Pauschbetrag in 

Höhe von 1.260 € pro Veranlagungsjahr 

umgewandelt, der dem Steuerpflichtigen gewährt 

werden kann. Die tatsächlichen Kosten müssen 

dadurch nicht mehr nachgewiesen werden. 

Homeoffice-Pauschale: 

Die bisherige Regelung wird noch erweitert und es 

können ab 2023 je 6 € für bis zu 210 Tage im 

Homeoffice steuermindernd angegeben werden, was 

zu einem Höchstbetrag von 1.260 € im Jahr führt. Der 

Betrag bleibt auch bei mehreren Arbeitsverhältnissen 

gleich. Ein separates Arbeitszimmer ist dafür nicht 

erforderlich. 

 

Förderung von PV-Anlagen: 

Um den Ausbau von PV-Anlagen weiter zu fördern, 

soll eine Ertragsteuerbefreiung für bestimmte PV-

Anlagen gelten. Dazu gehören PV-Anlagen, wenn 

diese eine Leistung von max. 30 kW 

(Bruttonennleistung laut Marktstammdatenregister) 

bei Einfamilienhäusern und Gewerbeimmobilien bzw. 

15 kW je Wohn- und Gewerbeeinheit bei übrigen 

Gebäuden haben. Entgegen des ursprünglichen 

Entwurfs müssen diese nicht mehr überwiegend zu 

Wohnzwecken genutzt wer-den. Diese Regelung gilt 

bereits rückwirkend zum 1.1.2022. 

 

 

 

Bundesgesetzblatt Teil 1 Nr. 51 v. 20.12.2022 

(DW20230201) 
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Erleichterung für Unternehmen bei der Offenlegung 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Noch immer haben Unternehmen mit den Folgen der 

Corona-Pandemie zu kämpfen. Zur Entlastung der 

betroffenen Unternehmen hat nun das Bundesamt für 

Justiz (BfJ) Erleichterungen im Bereich der Offen- und 

Hinterlegungspflichten beschlossen. 

 

Die Erleichterung betrifft die Unternehmen, deren 

gesetzliche Frist zur Offenlegung von 

Rechnungsunterlagen für das Geschäftsjahr mit dem 

Bilanzstichtag 31. 12.2021 ein Jahr später am 31. 

12.2022 endet. Vor dem 11.4.2023 wird das BfJ keine 

Ordnungsgeldverfahren gegen diese einleiten. 

 

Dabei ist allerdings zu beachten, dass die 

Unternehmer dadurch nicht von der Verpflichtung zur 

Offenlegung ihrer Jahresabschlüsse freigestellt sind. 

Auch eine automatische Fristverlängerung liegt damit 

nicht vor. Bei der Maßnahme geht es allein um eine 

Erleichterung für die Unternehmen. Weitere 

Maßnahmen sind zurzeit nicht in Planung. Auch die 

Einleitung neuer Vollstreckungsmaßnahmen wird 

unverändert aufgenommen. 

 

 

 

 

 

Bundesamt für Justiz 

(DW20230202)

 

 

Hinzurechnung eines Kirchensteuer-Erstattungsüberhangs 

Der Gesetzgeber hat geregelt, dass in dem Fall, 

wenn die erstatteten Aufwendungen die geleisteten 

Aufwendungen bei den Sonderausgaben 

übersteigen und dadurch ein Erstattungsüberhang 

entsteht, der Erstattungsüberhang mit anderen im 

Rahmen der jeweiligen Nummer anzusetzenden 

Aufwendungen zu verrechnen ist. Ein dann noch 

verbleibender Erstattungsüberhang ist dem 

Gesamtbetrag der Einkünfte hinzuzurechnen. 

 

In Anlehnung an diese Vorschrift hat der 

Bundesfinanzhof (BFH) ein entschiedenes Urteil 

veröffentlicht. Ein Steuerpflichtiger erwartete für 2009 

einmalig hohe Einkünfte. Allerdings blieben die 

erwarteten Einkünfte aus. Die geleistete 

Kirchensteuervorauszahlung wirkte sich deswegen 

bei den Sonderausgaben nicht steuermindernd aus. 

Dies stand in 2012 endgültig fest und hatte zur Folge, 

dass in 2012 eine hohe Kirchensteuererstattung für 

den Veranlagungszeitraum 2009 und keine 

Kirchensteuerzahlung erfolgte. In dem 

Einkommensteuerbescheid 2012 wurde die 

Kirchensteuererstattung als Erstattungsüberhang 

dem Gesamtbetrag der Einkünfte hinzugerechnet. 

 

Der BFH führte dazu aus, dass ein 

Erstattungsüberhang lediglich ein „Übersteigen“ der 

erstatteten Aufwendungen über die im 

Erstattungsjahr geleisteten Aufwendungen erfordert, 

die auch 0 € betragen können. Ein Kirchensteuer-

Erstattungsüberhang liegt damit auch dann vor, wenn 

der Steuerpflichtige im Veranlagungszeitraum der 

Kirchensteuererstattung keine Kirchensteuer gezahlt 

hat. Die Hinzurechnung findet auch dann statt, wenn 

sich die erstattete Zahlung im Zahlungsjahr nicht 

steuermindernd ausgewirkt hat. 

 

 

 

 

BFH, Urt. v. 29.6.2022 – X R 1/20 

(DW20230204)

 

 

Elektronische Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Mit dem Jahr 2023 wurde die elektronische 

Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung (eAU) 

verpflichtend eingeführt und betrifft damit sämtliche 

Arbeitgeber und -nehmer. Die Arbeitnehmer müssen 

nun keinen Papierbescheinigung für ihre 

Arbeitsunfähigkeit vorlegen, sondern der Arbeitgeber 

ist verpflichtet, die Daten für den jeweiligen 

Arbeitnehmer bei der entsprechenden Krankenkasse 

abzurufen. Für den Arbeitnehmer besteht aber 

weiterhin die Pflicht sich unverzüglich bei dem 

Arbeitgeber krank zu melden. 

 

Für die Teilnahme muss der Arbeitgeber 

„Datenaustausch eAU“ einsetzen. Der Abruf erfolgt 

durch ein systemgeprüftes Programm (z. B. das 

verwendete Entgeltabrechnungsprogramm) oder 

eine Ausfüllhilfe. 

 

Bei geringfügig Beschäftigten werden die Daten von 

der jeweiligen Krankenkasse an die Knappschaft-

Bahn-See (Minijobzentrale) übermittelt. Sollte ein 

Arbeitgeber einen Antrag auf Erstattung von 

Entgeltfortzahlungen stellen, so kann die 

Knappschaft die Daten anfordern. 

 

 

 

 

TK Newsletter v. 3.11.2022 

(DW20230205) 

 

 

Basiszinssatz wurde angepasst

Bereits seit dem 1.7.2016 betrug der geltende 

Basiszinssatz in Deutschland -0,88 %. Aufgrund der 

aktuellen wirtschaftlichen Entwicklung wurde der 

Basiszinssatz zum Jahreswechsel angepasst. Die 

Deutsche Bundesbank ist dazu verpflichtet, den 

aktuellen Stand im Bundesanzeiger zu 

veröffentlichen. Zum 1.1.2023 wurde des 

Basiszinssatz nun auf 1,62 % erhöht. 

 

Der Basiszinssatz verändert sich zum 1. Januar und 

1. Juli eines jeden Jahres um die Prozentpunkte, um 

welche seine Bezugsgröße seit der letzten 

Veränderung des Basiszinssatzes gestiegen oder 

gefallen ist. Bezugsgröße ist der Zinssatz für die 

jüngste Hauptrefinanzierungsoperation der 

Europäischen Zentralbank vor dem ersten 

Kalendertag des betreffenden Halbjahres. 

 

Deutsche Bundesbank Mitteilung 1002/2022 v. 27.12.2022 

(DW20230206) 
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Rentenbeginn bei aufgeschobener Altersrente 

Der Bundesfinanzhof erließ am 31.8.2022 ein Urteil, 

in dem er Stellung zu dem maßgeblichen Zeitpunkt 

des Rentenbeginns bezieht. Der Rentenbeginn 

entscheidet über die anzuwendende Höhe des 

Besteuerungsanteils.  

 

Als maßgebliches Jahr des Rentenbeginns gilt 

grundsätzlich das Jahr; in dem der Rentenanspruch 

entstanden ist, also seine Voraussetzungen erfüllt 

sind. Wird der Beginn des Renteneintritts auf Antrag 

des Rentenberechtigten zur Erlangung eines 

höheren Rentenanspruchs über das Erreichen der 

Regelaltersgrenze hinaus aufgeschoben, ist der 

Zeitpunkt maßgeblich, den der Rentenberechtigte in 

Übereinstimmung mit den entsprechenden 

Rechtsgrundlagen des für ihn geltenden 

Versorgungssystems als Beginn seiner 

aufgeschobenen Altersrente bestimmt. 

Der erstmals für das Jahr, das dem Jahr des 

entsprechende Rentenbeginns folgt, zu ermittelnde 

steuerfreie Teilbetrag der Rente hat für Folgejahre 

keine Bindungswirkung. Ein eventueller Fehler, der 

dem Finanzamt in einem bestandskräftig veranlagten 

Vorjahr bei der Ermittlung des steuerfreien 

Rententeilbetrags unterlaufen ist, ist daher nicht in 

die Folgejahre zu übernehmen. 

 

 

 

 

 

BFH, Urt. v. 31.8.2022 - X R 29/20 

(DW20230207)

 

 

Bewertung der Einlage einer GmbH-Beteiligung 

Der Bundesfinanzhof (BFH) veröffentlichte kürzlich 

eine Entscheidung über die korrekte Bewertung der 

Einlage einer GmbH-Beteiligung bei Ausschüttung 

aus dem steuerlichen Einlagekonto. In dem Urteil 

nahm der BFH zu mehreren Aspekten Stellung. 

 

Zum einen ist die Einlage eines Anteils an einer 

Kapitalgesellschaft mit den Anschaffungskosten zu 

bewerten, wenn der Steuerpflichtige an der 

Gesellschaft im Zeitpunkt der Einlage wesentlich i. S. 

von § 17 EStG beteiligt ist. Damit bestätigt der BFH 

bisherige Urteile zu der Thematik. 

 

Zum anderen ist bei der Bewertung auch der 

Wertzuwachs zu erfassen, der sich im 

Privatvermögen zu einer Zeit gebildet hat, als der 

Anteilsinhaber noch nicht wesentlich beteiligt war. 

Die Ausschüttungen einer Kapitalgesellschaft aus 

dem steuerlichen Einlagekonto sind bei dem 

gewerblich tätigen Gesellschafter im Rahmen des 

Betriebsvermögensvergleichs erfolgswirksam zu 

erfassen, soweit sie die Anschaffungskosten der 

Beteiligung übersteigen. 

 

 

BFH, Urt. v. 30.6.2022 – IV R 19/18 

(DW20230208)

 

 
 

Entgeltliche Werbung des Arbeitnehmers für den Arbeitgeber 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Erhält ein Arbeitnehmer von seinem Arbeitgeber 

Geld dafür, dass er an seinem privaten Kfz einen 

Kennzeichenhalter mit einem Werbeschriftzug des 

Arbeitgebers anbringt, stellt die Zahlung 

steuerpflichtigen Arbeitslohn dar, wenn dem 

Werbemietvertrag, den der Arbeitnehmer mit dem 

Arbeitgeber abgeschlossen hat, kein eigenständiger 

wirtschaftlicher Gehalt zukommt. Der wirtschaftliche 

Gehalt kann insbesondere dann fehlen, wenn sich 

das Entgelt nicht am Werbeeffekt, sondern an einer 

steuerlichen Freigrenze orientiert. 

 

Hintergrund: Arbeitnehmer können mit ihrem 

Arbeitgeber zusätzlich zum Arbeitsvertrag noch 

weitere Rechtsbeziehungen unterhalten, z. B. 

Darlehen gewähren, Räume vermieten oder einen 

Werbevertrag abschließen und insoweit Zahlungen 

vom Arbeitgeber erhalten (Werbeentgelt, Miete oder 

Zinsen). Steuerlich ist dann zu prüfen, welcher 

Einkunftsart diese Zahlungen zuzuordnen sind und 

ob sie überhaupt einkommensteuerbar sind. 

 

Sachverhalt: Die Klägerin war Arbeitgeberin und 

schloss mit einer Vielzahl von Arbeitnehmern einen 

„Mietvertrag Werbefläche“ ab. Sie stellte ihren 

Arbeitnehmern jeweils einen mit ihrem 

Werbeschriftzug versehenen Kennzeichenhalter zur 

Verfügung, den die Arbeitnehmer auf ihrem eigenen 

Kfz anbringen sollten. Hierfür zahlte die Klägerin 

jährlich 255 €. Das Finanzamt behandelte die 

Zahlung als Arbeitslohn und nahm die Klägerin für die 

nicht einbehaltene und abgeführte Lohnsteuer durch 

einen Lohnsteuer-Haftungsbescheid in Anspruch. 

 

Entscheidung: Der Bundesfinanzhof (BFH) ging 

ebenfalls von Arbeitslohn aus und wies die Klage ab: 

 Arbeitslohn liegt vor, wenn die Zahlung des 

Arbeitgebers durch das Dienstverhältnis 

veranlasst ist, also als Gegenleistung für die 

Arbeitsleistung erbracht wird. Hingegen liegt kein 

Arbeitslohn vor, wenn die Zahlung auf einer 

anderen Rechtsbeziehung beruht. Welche der 

beiden Fallgruppen greift, kann nur aufgrund 

einer Würdigung aller wesentlichen Umstände 

des Einzelfalls entschieden werden. 

 Nach dieser Würdigung war im Streitfall von 

Arbeitslohn auszugehen, da die Einnahmen 

durch das Dienstverhältnis veranlasst waren und 

nicht durch den Werbemietvertrag. So war nach 

dem Werbemietvertrag die Erzielung einer 

Werbewirkung nicht sichergestellt. Außerdem 

orientierte sich das vereinbarte Jahresentgelt 

von 255 € an der steuerlichen Freigrenze für 

sonstige Einkünfte, die 256 € betrug. Schließlich 

wurden sämtliche Werbemietverträge mit 

Arbeitnehmern abgeschlossen und nicht mit 

Dritten. 

 Für eine Zuordnung zu den sonstigen Einkünften 

genügte es nicht, dass die Klägerin nicht mit 

jedem Arbeitnehmer einen Werbemietvertrag 

abgeschlossen hatte. Für eine Zuordnung zu 

den sonstigen Einkünften genügte es ebenfalls 

nicht, dass gesonderte Werbemietverträge 

abgeschlossen worden waren. 

 

Hinweis: Aus Sicht der Klägerin und ihrer 

Arbeitnehmer wäre eine Zuordnung zu den sonstigen 

Einkünften vorteilhaft gewesen. Hier hätte eine 

steuerfreie Freigrenze von 256 € gegolten, die 

vorliegend nicht überschritten worden war. 

 

BFH, Beschluss vom 21.6.2022 - VI R 20/20; NWB UAAAJ25543  
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Steuerliche Entlastungen und Kindergelderhöhung 

Der Bundesrat hat den steuerlichen Entlastungen 

beim Steuertarif sowie beim Kindergeld zugestimmt. 

Die gute Nachricht: Die in dem ursprünglichen 

Gesetzesentwurf (s. hierzu unsere Mandanten-

Information 6/2022) vorgesehenen Beträge wurden 

teilweise noch erhöht. 

Endgültig beschlossen wurden die folgenden 

Werte: 

 Anhebung des Grundfreibetrags von derzeit 

10.347 € auf 10.908 € ab 2023 und auf 11.604 € 

ab 2024. Der hieran angelehnte 

Unterhaltshöchstbetrag steigt ebenfalls 

entsprechend an. 

 Anhebung des Kinderfreibetrags für das Jahr 

2022 von 2.730 € auf 2.810 €, für 2023 auf 3.012 

€ und für 2024 auf 3.192 €. 

 Anhebung des monatlichen Kindergelds ab 

dem 1.1.2023 auf 250 € für jedes Kind. 

 

Hinweis: Der Spitzensteuersatz von 42 % wird im 

Jahr 2023 ab einem zu versteuernden Einkommen 

von 62.810 € (bislang 58.597 €) erhoben und im Jahr 

2024 ab 66.761 €. Bei der sog. Reichensteuer ändert 

sich dagegen nichts. 

 

 

§ 32 Abs. 6 EStG, § 33a EStG, § 66 Abs. 1 EStG in der vom 

Bundesrat am 25.11.2022 verabschiedeten Fassung, 

BR-Drucks. 576/22 

 

 

Dienstwagenüberlassung an Arbeitnehmer umsatzsteuerbar 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die Überlassung eines Dienstwagens an 

Arbeitnehmer zur privaten Nutzung ist für den 

Arbeitgeber umsatzsteuerbar, wenn die Überlassung 

des Dienstwagens individuell arbeitsvertraglich 

vereinbart und der Dienstwagen auch tatsächlich 

privat genutzt wird. 

 

Hintergrund: Zu den umsatzsteuerbaren Umsätzen 

gehört auch der tauschähnliche Umsatz, bei dem 

der Empfänger einer Dienstleistung kein Geld zahlt, 

sondern eine Lieferung oder Dienstleistung erbringt. 

 

Sachverhalt: Eine in Luxemburg ansässige 

Kapitalgesellschaft stellte zwei leitenden 

Angestellten, die im Saarland wohnten, jeweils einen 

Dienstwagen auch zur privaten Nutzung zur 

Verfügung. Der eine Arbeitnehmer leistete eine 

Eigenbeteiligung von fast 6.000 €, während der 

andere Arbeitnehmer nichts zahlte. Das Finanzamt 

behandelte die Überlassung der Dienstwagen als 

umsatzsteuerbar und -pflichtig und ging bei der 

Bemessung der Umsatzsteuer von den 

lohnsteuerlichen Werten aus. 

Entscheidung: Der Bundesfinanzhof (BFH) wies die 

hiergegen gerichtete Klage ab: 

 Die Überlassung eines Dienstwagens an einen 

Arbeitnehmer auch zur privaten Nutzung ist 

umsatzsteuerbar und umsatzsteuerpflichtig. Die 

Klägerin hat nämlich eine sonstige Leistung in 

Gestalt der Kfz-Überlassung zur privaten 

Nutzung gegen Entgelt erbracht. 

 Das Entgelt ist in der Arbeitsleistung des 

Arbeitnehmers zu sehen, so dass es sich um 

einen tauschähnlichen Umsatz handelt. Die 

Arbeitsleistung ist eine Gegenleistung, weil der 

Wert der Arbeitsleistung in Geld ausgedrückt 

werden kann und weil ein unmittelbarer 

Zusammenhang zwischen der Überlassung des 

Dienstwagens und der Arbeitsleistung bestand; 

denn die Nutzungsüberlassung wurde individuell 

vereinbart. 

 Die Leistung der Klägerin war auch in 

Deutschland umsatzsteuerbar, weil eine nicht 

kurzfristige Vermietung eines 

Beförderungsmittels an dem Ort erbracht wird, 

an dem der Empfänger seinen Wohnsitz oder 

Sitz hat. Dies war Deutschland, da die beiden 

Arbeitnehmer im Saarland wohnten. Die 

Überlassung des Dienstwagens zur privaten 

Nutzung stellte eine Vermietung dar, weil die 

Arbeitnehmer hierfür eine Miete in Gestalt ihrer 

anteiligen Arbeitsleistung entrichteten. 

 Hinsichtlich der Bemessungsgrundlage des 

Umsatzes der Klägerin konnte auf die 

Selbstkosten der Klägerin oder auf die 

lohnsteuerlichen Werte, die nach der sog. 1 %-

Methode anzusetzen sind und aus denen die 

Umsatzsteuer herauszurechnen ist, 

zurückgegriffen werden. Nicht maßgeblich ist 

hingegen die etwaige Höhe einer von den 

Arbeitnehmern geleisteten Selbstbeteiligung. 

 

Hinweise: Die Entscheidung ist von erheblicher 

Bedeutung, da sie eine häufig vorkommende 

Konstellation betrifft und letztlich die Auffassung der 

Finanzverwaltung – zumindest für den Fall einer 

ausdrücklichen Regelung im Arbeitsvertrag – 

bestätigt. 

 

BFH, Urteil vom 30.06.2022 – V R 25/21, NWB LAAAJ-22980 

 

 

Midijob-Grenze steigt erneut 

Zum 1.10.2022 wurde der Mindestlohn per Gesetz 

auf 12 € pro Stunde angehoben, die Entgeltgrenze 

für Minijobs stieg auf 520 €. Ebenfalls angehoben 

wurde die daran anschließende sog. Midijob-Grenze, 

bei der verminderte Arbeitnehmer-Beiträge zur 

Sozialversicherung gelten, und zwar von 1.300 € auf 

1.600 €/Monat (s. hierzu unsere Mandanten-

Information 5/2022). 

Mit dem kürzlich verabschiedeten „Gesetz zur 

Zahlung einer Energiepreispauschale an Renten- 

und Versorgungsbeziehende und zur Erweiterung 

des Übergangsbereichs“ steigt die Midijob-Grenze 

ab dem 1.1.2023 erneut, und zwar auf 2.000 €. 

 

Gesetz zur Zahlung einer Energiepreispauschale an Renten- und 

Versorgungsbeziehende und zur Erweiterung des Übergangsbereichs, BGBI I 

S.1985 
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ZUSTÄNDIGE KAMMER 
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KANZLEI KELHEIM 

Pfarrhofgasse 2 | 93309 Kelheim 
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KANZLEI VIECHTACH 

Schmidstraße 16 | 94234 Viechtach 

Telefon:    09942 9471-0 

eMail:       viechtach@jgp.de 

 

 

 

 

 

 

ZUSTÄNDIGE KAMMER 

Steuerberaterkammer München 

Nederlinger Straße 9 | 80638 München 

www.stbk-muc.de 

 

Rechtsanwaltskammer München 

Tal 33 | 80331 München 
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KANZLEI OBERVIECHTACH 

Marktplatz 13 | 92526 Oberviechtach 

Telefon:    09671 9206-0 

eMail:       oberviechtach@jgp.de 

 

BASISZINSSATZ (§ 247 Abs. 1 BGB) 
 

seit 01.01.2023 

01.07.2016 – 31.12.2022 

01.01.2015 – 30.06.2016 

01.07.2014 – 31.12.2014 

 

=  1,62 % 

=  - 0,88 % 

=  - 0,83 % 

=  - 0,73 % 

 

Ältere Basiszinssätze finden Sie im Internet unter 

www.bundesbank.de  „Basiszinssatz“ 

 

VERZUGSZINSSATZ (§ 288 BGB) 
 

Rechtsgeschäft mit Verbraucher: 

 

Rechtsgeschäft mit Nichtverbraucher:  

 abgeschlossen bis 28.07.2014: 
 abgeschlossen ab 29.07.2014: 
 

 

Basiszinssatz + 5-%-Punkten 

 

 

Basiszinssatz + 8-%-Punkten 

Basiszinssatz + 9-%-Punkten 

zzgl. 40 € Pauschale 

 

VERBRAUCHERPREISINDEX 

 

2015 = 100 

 

2021 

Dezember = 111,1;  

 

2022 

November = 121,6; Oktober = 122,2; September = 121,1; August = 118,8; Juli = 

118,4; Juni = 117,4;Mai = 117,3; April = 116,2, März = 115,3, Februar = 112,5, 

Januar = 111,5 

 

Ältere Verbraucherpreisindizes finden Sie im Internet unter: 
www.destatis.de – Zahlen und Fakten - Konjunkturindikatoren 
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